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§ 16
Als „Meldeschein für Beherbergungsstätten“ und 

„Meldeschein für Krankenhäuser“ dürfen nur die 
von Volkspolizei-Dienststellen zu beziehenden Vor­
drucke verwendet werden.

§ 17
(1) Binnenschiffer und Seeleute unterliegen den 

allgemeinen Bestimmungen der Meldeordnung, so­
weit nicht in dieser Durchführungsbestimmung Ab­
weichungen festgesetzt sind.

(2) Sofern sich diese Personen ständig im Gebiet 
oder auf den Binnengewässern der Deutschen De­
mokratischen Republik aufhalten, oder auf einem 
Schiff der Deutschen Demokratischen Republik zur 
See fahren, müssen sie einen Personalausweis nach 
§ 3 Abs. 1 Buchstaben a bis c der Meldeordnung 
besitzen und polizeilich gemeldet sein.

§ 18
(1) Binnenschiffer und Seeleute, die im Gebiet 

der Deutschen Demokratischen Republik an Land 
einen festen Wohnsitz haben, müssen jeden Schiffs­
wechsel bei der für den Wohnsitz zuständigenVolks- 
polizei-Meldestelle melden. Dabei sind die Kenn­
zeichen und der Name des Schiffes anzugeben. 
Durch die Volkspolizei wird im Personalausweis 
ein entsprechender Eintrag vorgenommen.

(2) Wird der Wohnsitz an Land aufgegeben, um 
ständig auf Schiff zu wohnen, so ist bei der Volks­
polizei-Meldestelle des letzten Wohnsitzes an Land 
die polizeiliche Abmeldung gemäß § 5 Abs. 1 der 
Meldeordnung vorzunehmen.

§ 19
(1) Binnenschiffer, die ständig auf einem Schiff 

wohnen und im Gebiet der Deutschen Demokra­

tischen Republik an Land keinen festen Wohnsitz 
haben, müssen jeden Schiffswechsel bei der Volks­
polizei-Meldestelle des nächsten Anlegeplatzes 
(Hafen) melden.

(2) Wird von diesen Personen Wohnung an Land 
bezogen, so sind sie nach § 4 der Meldeordnung 
meldepflichtig.

§ 20
Binnenschiffer und Seeleute, die zum ständigen 

Aufenthalt auf dem Wasserwege in das Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik einreisen, 
haben sich am ersten Anlegeplatz (Hafen) in der 
Deutschen Demokratischen Republik sofort bei der 
örtlich zuständigen Volkspolizei-Meldestelle zu 
melden.

§ 21
(1) Binnenschiffer und Seeleute haben die Geburt 

eines Kindes, die Eheschließung oder Scheidung, 
einen Sterbefall oder ähnliche Tatsachen, die eine 
Änderung des Personalausweises erfordern, um­
gehend nach der standesamtlichen oder gericht­
lichen Beurkundung bei der Volkspolizei-Melde­
stelle des nächsten Anlegeplatzes (Hafen) zu melden.

(2) Zur Erfassung und Registrierung der Binnen­
schiffer und Seeleute wird beim Präsidium der 
Volkspolizei Berlin eine Zentralkartei geführt.

§ 22
Die Durchführungsbestimmung tritt mit dem 

Tage der Verkündung in Kraft.

Berlin, den 11. Juni 1952

Ministerium des Innern
I. V.: W a r n k e

Staatssekretär

Berichtigung
Am Schluß der Anordnung vom 23. Mai 1952 über 

die Vorauslieferungen von Futtermitteln und Braun­
kohlenbriketts für den freien Verkauf von Schwei­
nen (GBl. S. 435) muß es richtig heißen:

Berlin, den 23. Mai 1952

Hinweis auf Veröffentlichungen 
im Ministerialblatt der Deutschen Demokratischen Republik
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